
Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen des Hajdú Bihar Megyei Bíróság
(Ungarn) — Auslegung von Artikel 90 Absatz 1 EG — Zulas-
sungssteuer, die bei der erstmaligen Inbetriebnahme von Fahr-
zeugen in einem Mitgliedstaat erhoben wird, aber nicht für vor
dem 1. Februar 2004 in dem Mitgliedstaat in Betrieb genom-
mene Gebrauchtwagen gezahlt werden muss, und deren Höhe
unabhängig vom Wert des Fahrzeugs ist

Tenor

1. Eine Steuer, wie sie mit dem Gesetz Nr. CX/2003 über die Zulas-
sungssteuer in Ungarn eingeführt worden ist und die Personen-
kraftwagen nicht wegen des Überschreitens der Grenze auferlegt
wird, ist weder ein Einfuhrzoll noch eine Abgabe gleicher Wirkung
im Sinne der Artikel 23 EG und 25 EG.

2. Artikel 90 Absatz 1 EG ist dahin auszulegen, dass er einer Steuer,
wie sie mit dem Zulassungssteuergesetz eingeführt worden ist, ent-
gegensteht, soweit

— sie auf Gebrauchtwagen bei ihrer ersten Inbetriebnahme im
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaats erhoben wird und

— bei der Ermittlung ihrer Höhe, die sich ausschließlich nach
technischen Merkmalen (Motortyp, Hubraum) sowie einer Ein-
stufung nach Umweltschutzerwägungen richtet, der Wertverlust
nicht berücksichtigt wird, so dass sie bei ihrer Anwendung auf
aus anderen Mitgliedstaaten eingeführte Gebrauchtwagen den
Betrag der Zulassungssteuer übersteigt, die im Restwert gleich-
artiger Gebrauchtwagen enthalten ist, die im Mitgliedstaat der
Einfuhr bereits zugelassen worden sind.

Ein Vergleich mit Gebrauchtwagen, die vor Einführung der Zulas-
sungssteuer in dem betreffenden Mitgliedstaat in Betrieb genom-
men worden sind, ist irrelevant.

3. Artikel 33 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr-
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage
steht nicht der Erhebung einer Steuer entgegen, wie sie mit dem
Zulassungssteuergesetz eingeführt worden ist, deren Bemessungs-
grundlage nicht der Umsatz ist und die im Verkehr zwischen den
Mitgliedstaaten nicht mit Formalitäten beim Grenzübergang ver-
bunden ist.

(1) ABl. C 296 vom 26.11.2005.
ABl. C 315 vom 10.12.2005.
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Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: B. Schima und F. Simonetti)

Beklagter: Großherzogtum Luxemburg (Prozessbevollmächtigter:
S. Schreiner)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter
Erlass der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich
sind, um der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vor-
schriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung
der Richtlinie 96/92/EG (ABl. L 176, S. 37) — Erklärungen zu
Stilllegungen und Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen — nach-
zukommen

Tenor

1. Das Großherzogtum Luxemburg hat dadurch gegen seine Ver-
pflichtungen aus der Richtlinie 2003/54/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2003 über gemeinsame
Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Aufhebung
der Richtlinie 96/92/EG verstoßen, dass es die Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie
nachzukommen, nicht in Kraft gesetzt hat.

2. Das Großherzogtum Luxemburg trägt die Kosten.

(1) ABl. C 281 vom 12.11.2005.
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